
einigungen aufstellen können, die nach ihrer Satzung 
die demokratische Gestaltung des staatlichen und ge­
sellschaftlichen Lebens der gesamten Republik erstreben 
und deren Organisationen das ganze Staatsgebiet um­
faßt (Art. 13 Abs. 2, 53 Abs. 1).

b) Das d e m o k r a t i s c h e  P r i n z i p  d e r  S o u ­
v e r ä n i t ä t  d e s  V o l k e s .

Das Prinzip der Einheit der Nation ist untrennbar 
verbunden mit dem demokratischen Prinzip der Volks­
souveränität. Den grundlegenden Satz für das Prinzip 
der Volkssouveränität finden wir in Art. 3: „ A l l e
Staatsgewalt geht vom Volke aus.“ Damit ist nicht nur 
die Staatsgewalt der Republik gemeint, sondern auch 
die in den Ländern, Kreisen und Gemeinden ausgeübte 
Staatsgewalt. Während in den bürgerlichen Verfassun­
gen lediglich gesagt ist, daß das Volk durch die Wahl 
der Volksvertretungen und gegebenenfalls durch Volks­
begehren und Volksentscheid sein Mitbestimmungs­
recht ausübt, sagt der Art. 3, daß jeder Bürger der 
Deutschen Demokratischen Republik nicht nur das 
Recht, sondern auch die Pflicht zur unmittelbaren Mit­
gestaltung in seiner Gemeinde, seinem Kreise, seinem 
Lande und in der Deutschen Demokratischen Republik 
hat. Das Mitbestimmungsrecht wird außer durch Aus­
übung des aktiven und passiven Wahlrechts und der 
Teilnahme an Volksbegehren und Volksentscheid 
wahrgenommen durch Übernahme öffentlicher Ämter 
in Verwaltung und Rechtsprechung, durch Mitarbeit in 
Ausschüssen und Kommissionen auf den verschiedensten 
Arbeitsgebieten der Verwaltung und nicht zuletzt durch 
das Mitwirkungs- und Mitbestimmungsrecht der Ar­
beiter und Angestellten bei der Regelung der Produk­

tion und der Arbeitsbedingungen und bei der Aufstel­
lung des Wirtschaftsplans. Auch das Widerstandsrecht 
gegen verfassungswidrig ausgeübte Staatsgewalt (Art. 4) 
kann als Ausfluß des Mitwirkungsrechts der Staats­
bürger angesehen werden.

Das alles sind Elemente der unmittelbaren Demo­
kratie. Das Volk wird nicht nur mittelbar durch seine 
gewählte Volksvertretung tätig, die zum höchsten 
Organ der Staatsgewalt erhoben ist und alle übrigen 
Staatstätigkeiten kontrolliert, sondern auch unmittelbar 
auf allen Ebenen staatlicher Tätigkeit. Die Verfassung 
will ein Ineinanderwachsen von Volk und Staatsapparat 
und die Durchdringung des gesamten Staatsapparates 
mit den aktivsten Kräften der werktätigen Bevölkerung, 
denen der Zugang zu allen Ämtern in weitestgehendem 
Maße eröffnet wird.

Aus diesem Grunde ist auch das privilegierte Berufs­
beamtentum in der Verfassung nicht mehr anerkannt 
worden. Die Verfassung setzt voraus, daß jeder Bürger 
sich seiner verfassungsmäßigen Rechte und Pflichten 
voll bewußt ist und sie im täglichen Leben durch 
politische und gesellschaftliche Aktivität mit demokra­
tischem Verantwortungsbewußtsein ausübt. Diese Mit­
arbeit trägt zur Entbürokratisierung des Staatsapparates 
und gleichzeitig zur demokratischen Erziehung und zur 
Hebung des politischen Verantwortungsbewußtseins 
breiter Schichten des Volkes bei.

Art. 4 sagt, daß alle Maßnahmen der Staatsgewalt den 
Grundsätzen entsprechen müssen, die in der Verfassung 
zum Inhalt der Staatsgewalt erklärt sind. Jeder Staats­
bürger ist verpflichtet, im Sinne der Verfassung zu 
handeln und sie zu verteidigen. Wie jedoch erwähnt, 
besteht darüber hinaus das Recht und die Verpflichtung, 
Widerstand zu leisten gegen Maßnahmen, die von der 
Volksvertretung für verfassungswidrig erklärt wor­
den sind. Mit Bedacht ist hier die Volksvertretung 
(Art. 66 Abs. 8) eingeschaltet worden, denn sie ist in 
erster Linie der Hüter der Verfassung. Hat die Volks­
vertretung eine Maßnahme für verfassungswidrig er­
klärt, so haben die ausführenden Organe das zu be­
achten. Tun sie es nicht, so können sowohl die Volks­
vertretung als auch die politischen Parteien, die Ge­
werkschaften oder sonstige Massenorganisationen den 
Widerstand auslösen, und jedermann ist berechtigt und 
verpflichtet, daran teilzunehmen.
c) Die k ä m p f e r i s c h e  u n d  r e a l e  D e m o ­

k r a t i e .
Damit der Grundsatz der Verfassung, daß alle Staats­

gewalt vom Volke ausgeht, Wirklichkeit werden konnte, 
war vor allem eine grundlegende Veränderung der 
Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung erforderlich.

Außerdem mußten und müssen alle Kräfte, die der 
Demokratie feindlich sind, von der politischen Willens­
bildung ausgeschlossen werden.

Die Verfassung der Deutschen Demokratischen 
Republik bringt besonders in ihrem zweiten Hauptteil 
„Inhalt und Grenzen der Staatsgewalt“ die Veränderun­
gen in den wirtschaftlichen und politischen Machtver­
hältnissen zum Ausdruck, die in der sowjetischen Be­
satzungszone Deutschlands schon vor dem Inkraft­
treten dieser Verfassung durchgeführt worden sind. 
Gerade deshalb handelt es sich bei der Verfassung vom
7. Oktober 1949 um eine echte Verfassung und nicht 
um ein Programm11).

Der Abschnitt B) „Inhalt und Grenzen der Staats­
gewalt“ enthält nicht nur die historisch überlieferten 
Grund- und Freiheitsrechte, sondern auch eine Reihe 
von Gestaltungsrechten auf wirtschaftlichem und 
politischem Gebiet und ferner die Grundsätze des 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Aufbaues des 
neuen demokratischen Staates, die maßgebend sind für 
die vom Parlament zu beschließenden Grundsätze der 
Regierungspolitik.

aa) Die Freiheitsrechte, insbesondere die Freiheit der 
Meinungsäußerung und die Versammlungs- und Ver­
einigungsfreiheit, dürfen in der antifaschistischen, in 
der kämpferischen Demokratie nicht zu Zwecken miß­
braucht werden, die den demokratischen Fortschritt 
hemmen. Die Erfahrungen mit der Weimarer Ver­
fassung und der politischen Entwicklung in der Wei­
marer Republik — und man kann heute schon sagen, 
die Entwicklung der politischen Verhältnisse in der 
sog. Bonner Bundesrepublik — lehren, wie notwendig 
eine solche Sicherung vor dem Mißbrauch der Freiheit 
ist. Von wesentlicher Bedeutung in dieser Beziehung 
ist der Art. 6, der Boykotthetze gegen demokratische 
Einrichtungen und Organisationen, Mordhetze gegen 
demokratische Politiker, Bekundung von Glaubens-, 
Rassen-, Völkerhaß, militaristische Propaganda sowie 
Kriegshetze und alle sonstigen Handlungen, die sich 
gegen die Gleichberechtigung richten, für Verbrechen 
im Sinne des Strafgesetzbuches erklärt und bestimmt, 
daß derjenige, der wegen dieser Verbrechen bestraft 
ist, weder im öffentlichen Dienst noch in leitenden 
Stellen im wirtschaftlichen und kulturellen Leben tätig 
sein kann und das Recht verliert, zu wählen und ge­
wählt zu werden. Im engsten Zusammenhang mit dieser 
Bestimmung steht der Art. 144 Abs. 2, nach welchem 
die verfassungsmäßigen Freiheiten und Rechte nicht 
den Bestimmungen entgegengehalten werden können, 
die ergangen sind oder noch ergehen werden, um den 
Nationalismus und Militarismus zu überwinden und 
das von ihnen verschuldete Unrecht wieder gutzu­
machen.

Die antifaschistische Demokratie läßt auch keine 
Betätigung von reaktionären, monarchistischen oder 
faschistischen Parteien zu. Der Art. 13 der Ver­
fassung gewährt nur solchen Vereinigungen das Recht, 
Wahl Vorschläge für die Volksvertretungen der Ge­
meinden, Kreise und Länder einzureichen, die die 
demokratische Gestaltung des öffentlichen Lebens auf 
der Grundlage dieser Verfassung satzungsgemäß er­
streben und deren Organe demokratisch gewählt 
werden.

Ein besonderes Merkmal der Verfassung ist, daß sie 
mit der Gleichberechtigung der Frau und des unehe­
lichen Kindes ernst macht. Alle Rechtssätze, die der 
Gleichberechtigung der Frau entgegenstehen, oder 
durch die das außerehelich geborene Kind benachteiligt 
wird, wurden mit dem Inkrafttreten der Verfassung 
aufgehoben. Damit ist eine grundlegende Reform des 
Familienrechts eingeleitet worden.

Auf dem Gebiete der Erziehung und Bildung wurden 
die Grundsätze der bereits durchgeführten demokra­
tischen Schulreform übernommen.

Für die Erziehung der Jugend wird ein positives 
Erziehungsideal aufgestellt. Die Verfassung bestimmt,

n) vgl. Stalin: „über den Entwurf der Verfassung der 
UdSSR“, wo er davon spricht, daß zwischen einem Programm 
und einer Verfassung ein wesentlicher Unterschied besteht. 
„Während ein Programm von dem spricht, was noch nicht da ist 
und erst in der Zukunft erzielt und errungen werden soll, muß 
eine Verfassung im Gegenteil von dem sprechen, was bereits da 
ist, was jetzt, gegenwärtig, bereits erzielt und errungen ist. Ein 
Programm betrifft hauptsächlich das Künftige, eine Verfassung 
das Gegenwärtige. “ Fragen des Leninismus, Moskau 1946 S. 622.
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